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Einführung 

Die Beiladung insbesondere im Verwaltungsprozeß ist Gegenstand nicht 
weniger Monographien geworden1• Das Fehlen neuerer Abhandlungen zeugt 
allerdings von einer Abnahme des rechtswissenschaftliehen Interesses. Diese 
Entwicklung wäre verständlich, könnte man die Rechtsfragen, die die Beila-
dung sowohl als prozessuales Institut der Drittbeteiligung sowie in bezug auf 
die Rechtsstellung des beigeladenen Dritten aufwirft, als geklärt ansehen. Daß 
dies nicht der Fall ist, zeigt bereits die Uneinigkeit über die verfassungsrechtli-
chen Grundlagen der Beiladung. Insbesondere die fehlende Aufarbeitung der 
Verfassungsvorgaben für die Rechtsstellung des Beigeladenen fUhrt zur argu-
mentativen Verwendung der Formel, der Beigeladene werde nicht Partei, son-
dern sei und bleibe Dritter im Prozeß zwischen den Parteien2. Es wird zu prü-
fen sein, ob die aus dieser Wendung abgeleiteten Ergebnisse sowie insbeson-
dere die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung über die Rechtsstellung 
des Beigeladenen mit dem geltenden Recht, vor allem dem Verfassungsrecht, 
vereinbar sind. 

Zweifel und Unklarheiten bestehen daneben bei nahezu allen Fragen betref-
fend die Voraussetzungen der Beiladung. Zwar ist man sich über die Defini-
tion für die einfache und die notwendige Beiladung im wesentlichen einig3. 
Gleichwohl gelangt man in Einzelfallen zu unterschiedlichen Lösungen. Das 
betrifft etwa die Frage, ob bei einer Feststellungsklage die Voraussetzungen 
des§ 65 Abs. 2 VwGO erfüllt sein können4 oder auch die Frage, ob ein Drit-
ter, der am Obsiegen einer Partei ein wirtschaftliches Interesse hat und bei ih-
rem Unterliegen möglicherweise Schadensersatzansprüche geltend machen 
kann, die Anforderungen des § 65 Abs. 1 VwGO erfüllt5. Eine Betrachtung 
der Beiladungsvorschriften ausgehend von den verfassungsrechtlichen Vorga-

1 Bichler, Die notwendige Beiladung, 1966; Joeres, Rechlsstellung, 1982; Lammenett, Nebenin-
tervention, 1976; Lilning, Entwicklung, 1971; Milncks, Beiladung, 1956; Stahl, Beiladung und 
Nebenintervention, 1972; Stettner, Verhältnis, 1974. 

2 Nur beispielhaft Kopp, VwGO, § 66 Rndr. 2 f. 
3 V gl. nur Kopp, VwGO, § 65 Rdnr. 9 u. 14 jew. nL zahlr. Nachw. 
4 Vgl. BVerwG, DVBJ. 1972, S. 224 (224) einerseits und Kopp, VwGO, § 65 Rdnr. 19 a ande-

rerseits. 
5 Vgl. die Nachw. bei Kopp, VwGO, § 65 Rdnr. 9. 
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ben erleichtert das funktionale Verständnis der Normen und die Problemlö-
sung im Einzelfall. 

Daß diese Fragen nicht nur von akademischem Interesse sind, zeigt die All-
wendungshäufigkeit des § 65 VwGO in der Gerichtspraxis. 

Darin soll Anlaß genug gesehen werden, sich in diesem Rahmen mit der 
Beiladung im Verwaltungsprozeß auseinanderzusetzen und so möglicherweise 
die rechtswissenschaftliche Diskussion erneut anzuregen. Aufgrund der aus-
schlaggebenden Bedeutung des Verfassungsrechts fiir dieses Thema werden 
im 1. Teil der Arbeit zunächst die verfassungsrechtlichen Grundlagen fiir die 
Beiladung als Form prozessualer Drittbeteiligung (1. Kapitel) und für die 
Rechtsstellung des Beigeladenen (2. Kapitel) erörtert. Ausgehend davon wird 
im 2. Teil der Arbeit versucht, die auf einfachgesetzlicher Ebene bestehenden 
Fragen zu beantworten. In diesem Rahmen kann darauf verzichtet werden, auf 
die Vorschrift des § 65 Abs. 3 VwGO zur (notwendigen) Beiladung von mehr 
als 50 Personen und auf§ 65 Abs. 4 VwGO näher einzugehen. Die dort getrof-
fenen Regelungen sind in erster Linie verfahrensrechtlicher Natur und tragen 
im Einzelfall nicht zur Problemlösung bei. Da § 65 Abs. 3 VwGO die not-
wendige Beiladung betrifft, gelten die diesbezüglichen Ausführungen auch fiir 
den Fall der sogenannten Beiladung im Massenverfahren. 



1. Teil 

Verfassungsrechtliche Grundlagen 

Die Klärung der verfassungsrechtlichen Grundlagen der Beiladung hat in 
zweierlei Hinsicht Bedeutung. Zunächst soll sie Aufschluß bei der Auslegung 
einfachen Rechts bringen. Außerdem ist das Verfassungsrecht seinerseits 
Maßstab fiir die so ermittelten gesetzlichen Inhalte, mit anderen Worten be-
stimmt es die Verfassungsmäßigkeit einfachgesetzlicher Normen. Dies wird 
insbesondere für die Ausgestaltung der Rechtsstellung des Beigeladenen rele-
vant1. Deshalb soll im folgenden herausgearbeitet werden, ob und gegebenen-
falls welche Vorgaben die Verfassung im Hinblick auf Drittbeteiligungen an 
gerichtlichen Verfahren im Verwaltungsrechtsweg setzt. 

Solche Vorgaben werden z. T. Art. 19 Abs. 4 GG2, überwiegend aber 
Art. 103 Abs. 1 GG3 entnommen. Daneben wird die Beiladung auch aus Art. 2 
Abs. 1 GG bzw. spezielleren Freiheitsrechten4 sowie dem Rechtsstaatsprinzip5 

abgeleitet. Umstritten ist jedoch nicht nur, wo eine Pflicht des Gesetzgebers 
zur Institutionalisierung einer Drittbeteiligungsform wie der Beiladung verfas-
sungstextlich verortet ist, sondern auch, ob sich die Beiladungsvorschriften 
überhaupt auf einen Verfassungsrechtssatz zurückführen lassen6. Diskutiert 
wird schließlich auch, ob nur die notwendige Beiladung nach § 65 Abs. 2 

1 Dazu später im 2. Kapitel des 2. Teils unter li. 

2 Lerche, ZZP 78 (1965), S. 1 (19 ff.); Stober, in: Festschr. f. Menger, S. 401 (419 f.); Konrad, 
DVBI. 1982, S. 481 (483); Stettner, Verhältnis, S. 93 ff. (einschränkend aber aufS. 99 f.). Dagegen 
Bettermann, ZZP 90 (1977), S. 121 (126). 

3 Schmidt-Aßmann, in: Maunz!Dürig, GO, Art. 19 Abs. 4 Rdnr. 272, vgl. auch Art. 103 Abs. 1 
Rdru·. 43; Redekerlv. Oertzen, VwGO, § 65 Rdnr. 1; Zeuner, Rechtliches Gehör, S. 10 ff.; Bichler, 
Die notwendige Beiladung, S. 57 ff.; Mancks, Beiladung, S. 6 und 69; Horst J. Ma/ler, NJW 1976, 
S. 460 (Fn. 8 aufS. 460 f.); Ronellenfitsch, VerwArch. 74 (1983), S. 281 (286); SchtJfer, Die Beila-
dung im Sozialgerichtsverfahren, S. 56 f.; vgl. auchBettermann, ZZP 90 (1977), S. 121 (126); dens., 
Arun. zu BVerwG, DVBI. 1982, S. 954 (956); Dienes, DVBI. 1980, S. 672 (677); Lammenett, Ne-
benintervcntion, S. 106; OVG MOnster, NJW 1981, S. 1469 (1469); OVG Berlin, DVBI. 1982, 
S. 362 (363). 

4 Kopp, VwGO, § 65 Rdnr. l. Vgl. auch Schmidt-Aßmann, in: Maunz!Dilrig. GG, Art. 19 
Abs. 4 RdtU'. 272. 

5 Vgl. Kopp, Verfassungsrecht und Verwaltungsverfahrcnsrecht, S. 217; dens., VwGO, § 65 
Rdnr. 1; Stahl, Beiladung lmd Nebenintervention, S. 152; vgl. auch BVerwGE 65, 131 ( 136). 

6 Zweifel beiBettermann, ZZP 90 (1977), S. 121 (126). 
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